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Richtlinie 
des Plenums des Obersten Gerichts 

der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Rechtsprechung bei der Aufhebung 

der Eigentumsgemeinschaft der Ehegatten 
nach Beendigung der Ehe

vom 27. Oktober 1983

Bei der Anwendung der §§ 13,14 und 39 des Familiengesetz­
buches haben sich in der gerichtlichen Praxis materiell- und 
verfahrensrechtliche Fragen ergeben, die einer einheitlichen 
Beantwortung bedürfen. Zur Gewährleistung der Einheit­
lichkeit und Wirksamkeit der Rechtsprechung beschließt das 
Plenum des Obersten Gerichts daher folgende Richtlinie: 1

1. Zur Klärung der Eigentumsverhältnisse
1.1. Das gemeinschaftliche Eigentum der Ehegatten, das ge­

mäß § 13 FGB kraft Gesetzes entsteht, umfaßt alle be­
weglichen Gegenstände, Grundstücke, Gebäude, Baulich­
keiten, Eigentumsrechte und Ersparnisse, die während 
der Ehe von den Ehegatten aus Arbeitseinkünften oder 
ihnen gleichstehenden regelmäßigen Einkünften — wie 
Renten oder Stipendien — erworben wurden. Gemein­
schaftliches Eigentum sind auch Sachen, die aus den ge­
nannten Einkünften für persönliche Bedürfnisse oder 
für die Berufstätigkeit eines Ehegatten erworben wur­
den, wenn der Wert gegenüber dem gesamten gemein­
schaftlichen Eigentum unverhältnismäßig groß ist.
Als Ersparnisse zählen auch die Sparguthaben, die da­
durch entstanden sind, daß ein oder beide Ehegatten 
während der Ehe Beiträge zu sparwirkenden Personen­
versicherungen, insbesondere zu Lebensversicherungen, 
gezahlt haben. Gemeinschaftliches Eigentum sind auch 
die während der Ehe an einen oder beide Ehegatten aus­
gezahlten oder fällig, gewordenen Leistungen aus Per­
sonenversicherungen, soweit die Beiträge nicht aus­
schließlich vor der Eheschließung gezahlt wurden. Für 
Leistungen aus Sachversicherungen trifft das dann zu,

wenn sich die Versicherung auf Sachen des gemein­
schaftlichen Eigentums erstreckt hat.
Zu den Arbeitseinkünften der Ehegatten zählen auch 
Jahresendprämien, sonstige Prämien, Vergütungen für 
Neuerer- und Erfinderleistungen sowie die Vergütung 
zusätzlicher Arbeit in der Freizeit.

1.2. Gemeinschaftliches Eigentum entsteht auch an Sachen, 
die durch eigene Arbeit geschaffen wurden, z. B. ein 
Eigenheim auf Boden, der gemeinschaftliches Eigentum 
ist. Es kommt nicht darauf an, ob diese Leistungen von 
einem oder beiden Ehegatten erbracht wurden.

1.3. Werden für Anschaffungen zur gemeinsamen Lebens­
führung teils alleinige, teils gemeinschaftliche Geldmittel 
oder Sachwerte eingesetzt, entsteht gemeinschaftliches 
Eigentum, sofern nicht andere Vereinbarungen getrof­
fen wurden. Das Verhältnis, in welchem gemeinschaftli­
ches oder alleiniges Eigentum eingesetzt wurde, ist da­
bei unbeachtlich, es sei denn, das verwendete gemein­
schaftliche Eigentum ist gegenüber dem eingesetzten Al­
leineigentum unbedeutend.

1.4. Gemäß § 13 Abs. 2 FGB bleibt das Eigentum der Ehe­
gatten, das sie vor Eheschließung erworben hatten, als 
alleiniges Eigentum erhalten. Alleiniges Eigentum eines 
Ehegatten werden die bei staatlichen oder gesellschaft­
lichen Auszeichnungen festgelegten Geldleistungen, Ge­
schenke und ihm zugefallene Erbschaften. Die von 
einem Ehegatten zur Befriedigung persönlicher Bedürf­
nisse oder zur Berufsausübung genutzten Sachen gehö­
ren ebenfalls zum Alleineigentum, soweit ihr Wert ge­
genüber dem gesamten gemeinschaftlichen Eigentum 
nicht unverhältnismäßig groß ist. Die für den Hand­
werks- oder Gewerbebetrieb eines Ehegatten eingesetz­
ten Ersparnisse und beweglichen Sachen gehen in das 
Betriebsvermögen ein.

1.5. An den ausschließlich aus dem Alleineigentum eines 
Ehegatten erworbenen Sachen oder Rechten entsteht 
wiederum Alleineigentum. Allerdings können die Ehe­
gatten gemäß § 14 FGB vereinbaren, daß daran gemein­
schaftliches Eigentum begründet werden soll. Davon ist 
beim Erwerb beweglicher Gegenstände, die der gemein-
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